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Wir sind  
Nobelpreis!

Herzlichen Glückwunsch, Europäische 
Union! Die Europa-Union Deutschland 

(EUD) freut sich über die Verleihung des Frie-
densnobelpreises an die Europäische Union. 
„Der Preis kommt zur rechten Zeit und ist ein 
wichtiges Signal gegen die gedankenlose 
Auffassung mancher, ohne die EU würde es 
ihnen und ihrem Land besser gehen“, erklär-
te EUD-Präsident Rainer Wieland. Es sei „ein 
Schub für alle, die sich in der schwierigen 
aktuellen Lage von latentem Europaskepti-
zismus um das Bewusstsein bemühen, dass 
Europa mehr ist als Euro und Cent, mehr als 
Glühbirnen und Grenzwerte“.

  Das europäische Einigungswerk habe Eu-
ropa eine lange Friedenszeit geschenkt. Das 
sei auch im siebten Jahrzehnt nach dem 
Ende des zweiten Dreißigjährigen Krieges, 
der Weltkriegsepoche mit ihrer besonderen 
deutschen Schuld und der daraus erwach-
senden deutschen Verantwortung, keine 
banale Einsicht, meint Wieland und erinnert 
daran, dass die Perspektive einer Europäi-
schen Union eine zentrale Voraussetzung 
für die deutsche Wiedervereinigung war.

  „Mit dem Nobelpreis wird auch die his-
torische Leistung der friedlichen Überwin-
dung der Teilung unseres Kontinents ge-
würdigt. Insoweit ist der Nobelpreis nicht 
nur ein Preis für 500 Millionen Menschen, 
sondern für alle, die sich beispielsweise in 
Städtepartnerschaften in besonderer Weise 
engagieren“, so der EUD-Präsident.

  Die Europäische Union als demokrati-
scher föderaler Bundesstaat sei nun, zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts, die klare Per-
spektive aller Europäerinnen und Europäer, 
die Finanzkrise solidarisch und in gemeinsa-
mer Verantwortung zu überwinden und den 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts 
erfolgreich zu begegnen. „Europa ist die 
Chance, die westlichen Werte der Demokra-
tie, der Freiheit, der Toleranz und der Chan-
cengleichheit auch für die kommenden Ge-

nerationen zu sichern 
und zu bewahren. 
Europa ist und bleibt 
vor allem anderen das 
erfolgreichste Frie-
densprojekt der mo-
dernen Geschichte.“

  Darauf fußt auch 
die Entscheidung des 
norwegischen No-
belpreiskomitees. In 
seiner Begründung 
für die Vergabe des 
Friedensnobelpreises 
2012 an die Europä-
ische Union heißt es, 
dass die europäische 
Integration zur För-
derung des Friedens 
und der Versöhnung, 
von Demokratie und 
Menschenrechten in 
Europa nachhaltig 
beigetragen habe. So 
wird die Aussöhnung 
zwischen Frankreich 
und Deutschland ge-
nannt. Mit der Auf-
nahme von Griechenland, Spanien und Por-
tugal in die Europäische Gemeinschaft sei 
die demokratische Entwicklung dieser Länder 
unterstützt und mit der Aufnahme der mit-
tel- und osteuropäischen Länder in die EU der 
Ost-West-Gegensatz endgültig aufgehoben 
worden. Auch auf dem Balkan habe die EU 
stabilisierend gewirkt. Im kommenden Jahr 
werde Kroatien der Gemeinschaft beitreten 
und mit Montenegro seien Beitrittsverhand-
lungen begonnen worden. Serbien habe Kan-
didatenstatus erhalten. Dies alles trage zur 
Versöhnung in der noch vor einem Jahrzehnt 
von Krieg geplagten Balkanregion bei. Die 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei wür-
den auch in diesem Land zu Fortschritten in 
der Demokratisierung und der Achtung von 
Menschenrechten führen. 

  Stellvertretend für die Bürgerinnen und 
Bürger, die Regierungen, die Parlamen-
te und die Organe der Europäischen Uni-
on und ihrer Mitgliedstaaten werden am  

europa-union deutschland	 Aktuelles aus P olitik und Verbandsleben 

10. Dezember in Oslo der Präsident des Eu-
ropäischen Rats, Hermann van Rompuy, der 
Präsident der Europäischen Kommission, 
José Manuel Barroso, und der Präsident des 
Europäischen Parlaments, Martin Schulz, den 
Friedensnobelpreis entgegennehmen.      
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58. Bundeskongress

Der Bundeskongress der Europa-Union 
Deutschland war am 27. und 28. Ok-

tober zu Gast im Landtag NRW und tag-
te im frisch renovierten Plenarsaal. 250 
Delegierte und Gäste aus dem gesamten 
Bundesgebiet und dem Ausland trafen auf 
prominente Redner, informierten sich über 
aktuelle Europapolitik und diskutierten über 
ein neues Grundsatzprogramm. Mit ihrem 
„Düsseldorfer Programm“ definiert die Eu-
ropa-Union ihr Leitbild für die Europäische 
Idee im 21. Jahrhundert und bekräftigt ihr 
historisches Ziel, den Europäischen Bundes-
staat (vgl. S. 4/5).
  Bereits am Samstagvormittag hatten 
in einzelnen Diskussionsforen Gespräche 
mit Stefan Engstfeld MdL (B90 / Grüne) und 
Klaus-Heiner Lehne MdEP (CDU) stattge-
funden. Die Vertreter von SPD und FDP 
mussten aufgrund von Erkrankungen leider 
kurzfristig absagen. Spontan verteilten sich 
die Teilnehmer auf die anderen Foren oder 
machten einen Rundgang über den Markt 
der Möglichkeiten, der im Lobbybereich des 
Landtags aufgebaut war. 
  In seiner Eröffnungsrede mahnte EUD-
Präsident Rainer Wieland, Vizepräsident des 
Europäischen Parlaments, an, dass in der 
gegenwärtigen Krise die EU-Mitgliedstaa-
ten nicht auseinander divergieren dürften, 
sondern zusammenstehen müssten. Die 
Europa-Union müsse dafür Sorge tragen, 

dass wichtige Fragen wie die Vertiefung der 
EU debattiert werden. Hierfür biete sie eine 
überparteiliche Plattform.
  Landtagspräsidentin Carina Gödecke be-
tonte in ihrem Grußwort, dass der kürzlich 
vergebene Friedensnobelpreis an die EU eine 
Auszeichnung für alle engagierten Europäe-
rinnen und Europäer sei und damit auch das 
ehrenamtliche Engagement der Mitglieder 
der Europa-Union würdige. Durch vielfäl-
tige Aktionen helfe jeder mit, dass Europa 
nicht abstrakt bleibe, sondern ganz konkret 
im Alltag erfahrbar und gestaltbar werde. 
Unmittelbar vor Eröffnung des Kongresses 
hatte Gödecke das Präsidium empfangen. 
Dessen Mitglieder trugen sich in das Golde-
ne Buch des Landtags ein. 
  Die nordrhein-westfälische Europami-
nisterin Dr. Angelica Schwall-Düren zeigt 
sich in ihrer Rede unter der Devise „Mehr 
Europa wagen!“ trotz der anhaltenden 
Krise zuversichtlich: „Krisen, wie die in 
der Europäischen Union, sind immer auch 
Momente, in denen Weichenstellungen 
möglich sind. Momente, in denen Opti-
onen auftauchen, die vorher undenkbar 
schienen. Wichtig ist deshalb: Wir brau-
chen ein stabileres, demokratischeres, so-
zialeres, nachhaltigeres und innovativeres 
Europa. Ein Europa mit einer echten Wirt-
schafts- und Währungsunion zum Nutzen 
unserer Bürgerinnen und Bürger.“

Mehr Europa – Wir sagen wie!
58. Bundeskongress verabschiedet „Düsseldorfer Programm“

  Martin Schulz, Präsident des Europäi-
schen Parlaments, machte deutlich, dass 
Europa seine Kräfte bündeln müsse, um die 
globalen Herausforderungen der Zukunft 
meistern zu können. Er warnte vor der Ge-
fahr durch Spekulationen auf den Finanz-
märkten. Die gemeinsame Währung müsse 
verteidigt werden. „Wir dürfen uns den Euro 
nicht schlecht reden lassen“, bekräftigte 
Schulz, der im Anschluss an seine Rede mit 
der Europa-Lilie geehrt wurde.
  Der Sonntag war geprägt von inhaltlichen 
Debatten und Beschlüssen, verbandspoliti-
schen Berichten und Diskussionen über Stra-
tegien und den besten Weg, die Europa-Union 
und ihre Anliegen den Bürgern näher zu brin-
gen. Höhepunkt war die nahezu einstimmige 
Verabschiedung des Düsseldorfer Programms.
  EUD-Landesvorsitzender Wolfram Kuschke, 
der tags zuvor den Kongress an seinem „alten“ 
Arbeitsplatz willkommen geheißen hatte, ließ 
keinen Zweifel daran, dass sein Landesver-
band das neue Grundsatzprogramm aktiv mit 
umsetzen werde. Man sei stolz, dass der neue 
inhaltliche Fahrplan der Europa-Union in Düs-
seldorf seinen Anfang habe, so der ehemalige 
Europaminister und Landtagsabgeordnete.
  (Die Beschlüsse des Kongresses kön-
nen auf der Homepage der Europa-Union 
Deutschland www.europa-union.de abge-
rufen oder vom Generalsekretariat bezogen 
werden: Tel. (0 30) 3 03 62 01 30)	 

Buntes Treiben beim Markt der Möglichkeiten: EUD-Kreisverband Herne bat 
Delegierte und Ehrengäste zum europäischen "Identitätswechsel" in „Vielfalt 
vereint“ . 	 Bild: Christof Wolf

(v. l. n. r.) Landtagspräsidentin Carina Gödecke, EP-Präsident Martin 
Schulz, NRW-Europaministerin Dr. Angelica Schwall-Düren, EUD-
Präsident Rainer Wieland	 Bild: Bernd Schälte, Landtag NRW
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des Jahres ging an Alexander Dobrindt. 
Seit Februar 2009 ist Alexander Dobrindt 
Generalsekretär der CSU. Von 2005 bis 
2008 war er wirtschaftspolitischer Spre-
cher der CSU-Landesgruppe im Deutschen 
Bundestag. 2002 wurde Dobrindt zum 
ersten Mal in den Bundestag gewählt. Die 
Europa-Distel wurde ihm zuerkannt für 
zahlreiche antieuropäische Kommentare 
im Rahmen der Finanzkrise, die eher zur 
Spaltung Europas denn zur Versöhnung 
und Überwindung der Schwierigkeiten 
beigetragen haben. Leider nahm Alexan-
der Dobrindt die Europa-Distel nicht per-
sönlich entgegen.		       

Lilie für Schulz – Distel für Dobrindt
EUD-Hauptstadtgruppe EuropaProfessionell verleiht erneut Europa-Preise

  Im Bereich Bürgerschaftliches Engage-
ment wurde die Europa-Lilie dem Europä-
ischen Forum für angewandte Kriminal-
politik e. V. und der Association Nationale 
des Visiteurs de Prison zugesprochen. Die 
deutsch-französischen Partnerorga-
nisationen fördern seit 1998 freiwilliges 
Engagement im Strafvollzug und führen 
grenzüberschreitende Treffen zwischen 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im Strafvollzug in verschiedenen 
Ländern durch. Die Vereine dienen als Ort 
der Begegnung und des fachlichen Aus-
tausches über Grenzen hinweg.

  Mit Radio Klangbrett und Radio 
FM Air wurden zwei kooperieren-
de Radiosender mit der Europa-
Lilie für europäische Jugendarbeit 
ausgezeichnet. Deutsche und 
französische Jugendliche von Ra-
dio Klangbrett (Aschaffenburg) 
und Radio FM Air (Luc-sur-Mer) 
aus Frankreich arbeiten seit 2009 
zusammen. Sie besuchen sich ge-
genseitig, produzieren Radiobei-
träge und gestalten Sendungen in 
deutscher und französischer Spra-
che gemeinsam.

  Die Europa-Distel für den größ-
ten europapolitischen Fauxpas 

Der von der Expertengruppe Europa-
Professionell ins Leben gerufene 

Europapreis der Europa-Union wurde 
erneut im Rahmen eines Bundeskongres-
ses an die Preisträgerinnen und Preisträ-
ger verliehen. Kuratoriumsvorsitzender  
Dr. Robert Henkel betonte in seinem Gruß-
wort, dass die Ermittlung der Preisträger 
durch ein beispielloses offenes und trans-
parentes Verfahren stattfände, an dem 
sich jeder Interessierte mit Vorschlägen 
und Stimmabgaben beteiligen könne. In 
diesem Jahr seien nicht nur interessante, 
sondern auch besonders würdige Preis-
träger von über eintausend Teilnehmern 
ausgewählt worden.

  Die Europa-Lilie für die herausra-
gendste europapolitische Leistung in 
Deutschland erhielt Martin Schulz, der 
seit Januar 2012 Präsident des Europä-
ischen Parlaments ist und dort seit Juli 
2004 Vorsitzender der Sozialdemokrati-
schen Fraktion war. 1994 wurde er zum 
ersten Mal ins Europaparlament gewählt. 
Von 1987 bis 1998 war Schulz Bürger-
meister der Stadt Würselen, wo der ge-
lernte Buchhändler bis 1994 eine eigene 
Buchhandlung geführt hat. Geehrt wur-
de Martin Schulz für sein Engagement 
zur Stärkung der Kompetenzen des Euro-
päischen Parlaments.

Preisträger und Laudatoren		  Beide Bilder: Christof Wolf Ohne Abholer: Die Europa-Distel
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Wir Bürgerinnen und Bürger Europas 
gestalten gemeinsam unsere Zukunft. 

Die Gründergeneration hat Großes geleistet: 
Ihr verdanken wir die Versöhnung der Völ-
ker, die Überwindung der Grenzen, sozialen 
Zusammenhalt sowie wirtschaftliche und 
kulturelle Entfaltung in Europa.

  Heute ist die Europäische Union eine 
Werte- und Rechtsgemeinschaft mit eige-
nen Zuständigkeiten und handlungsfähigen 
politischen Institutionen. Die Perspektive 
der Mitgliedschaft stärkt in Staaten mit ei-
ner Beitrittsoption Demokratie und Rechts-
staatlichkeit. Aber die Einigung Europas ist 
noch nicht vollendet. Sie ist unverzichtbare 
Voraussetzung für die Gestaltung der Glo-
balisierung. Auf die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts gibt es nur eine Antwort: 
Mehr Europa!

  Wir, die Mitglieder der überparteilichen 
Europa-Union Deutschland, verstehen uns 
als die Vertretung der für Europa engagier-
ten Bürgerinnen und Bürger. Durch unsere 
Arbeit vor Ort wollen wir die europäische 
Idee verbreiten. Wir setzen uns als deutsche 
Sektion der Union Europäischer Föderalis-
ten zusammen mit unseren Partnern für die 
Vollendung der bundesstaatlichen Einigung 
Europas ein. 

  Europäische Föderalisten haben bereits 
1946 ihre grundlegenden Ziele im Herten-
steiner Programm niedergelegt. Hiermit 
ergänzt die Europa-Union Deutschland die 
dort niedergelegten Ziele:

Höhepunkt und vorläufiger Abschluss einer zweijährigen Grundsatzdebatte im Gesamtverband: Der 58. EUD-Bun- 
deskongress verabschiedet am 28. Oktober das Düsseldorfer Programm.			   Bild: Christof Wolf

2. Ein Europäischer 
Bundesstaat

Ziel der europäischen Einigung ist 
die Schaffung eines demokratisch-
rechtsstaatlichen Bundesstaats auf der 
Grundlage einer Verfassung, die mög-
lichst durch ein europaweit einheit-
liches Referendum bestätigt werden 
sollte. Der Europäische Bundesstaat 
vertritt die gemeinsamen Interessen 
der Bürgerinnen und Bürger Europas 
und ihrer Mitgliedstaaten nach innen 
und außen. Er muss über die erforder-
lichen Handlungsmöglichkeiten verfü-
gen. Hierzu gehören auch ein entspre-
chend ausgestatteter Haushalt und 
eigene Steuereinnahmen. Der Europäi-
sche Bundesstaat hat einen demokrati-
schen Aufbau von unten nach oben. Die 
Aufgaben werden auf der Grundlage 
klar zugewiesener Kompetenzen nach 
Maßgabe des Subsidiaritätsprinzips 
bürgernah und partnerschaftlich auf 
der kommunalen, regionalen, mitglied-
staatlichen und europäischen Ebene 
wahrgenommen. 

3. Europa als 
Wertegemeinschaft

Der Europäische Bundesstaat ist ge-
gründet auf die in der Menschenrechts-
konvention des Europarats und der 
Europäischen Charta der Grundrechte 
niedergelegten Werte, zu denen vor 
allem die Unantastbarkeit der Men-
schenwürde und die unveräußerlichen 
Rechte des Einzelnen gehören. Diese 
Werte sind Ziel und Maßstab seines 
politischen Handelns. Demokratie und 
Menschenrechte auf friedliche Weise zu 
fördern, verpflichtet den Europäischen 
Bundesstaat zu einer besonders engen 
Zusammenarbeit mit den Staaten in der 
Welt, die ebenfalls friedlich für Demo-
kratie und Menschenrechte eintreten. 

1. Nur geeint sind wir stark

Nur geeint sind die Staaten Europas in 
der Lage, Frieden und Freiheit, Stabili-
tät, Wohlstand und soziale Sicherheit, 
eine lebenswerte Umwelt, Demokratie 
und Menschenrechte zu garantieren 
und die Herausforderungen der Glo-
balisierung zu bewältigen. Die euro-
päische Einigung kann Vorbild für die 
staatenübergreifende Zusammenarbeit 
in einer föderalen Weltordnung sein. 

4. Ein Europa der 
kulturellen Vielfalt

Die kulturelle und sprachliche Vielfalt sind der 
Reichtum Europas; sie sind Quelle der europä-
ischen Identität. Es ist Aufgabe des Europäi-
schen Bundesstaats, diese kulturelle Vielfalt zu 
schützen und zu fördern. Hierzu gehören auch 
die Begegnung und die Verständigung mit an-
deren Kulturen und Lebensverhältnissen und 
der Erwerb von Fremdsprachen.

5. Eine repräsentative 
Demokratie für Europa mit 
starker Bürgerbeteiligung

Der Europäische Bundesstaat beruht auf der re-
präsentativen Demokratie mit Möglichkeiten 
der direkten Bürgerbeteiligung. Das Europäische 
Parlament wählt die europäische Regierung, de-
ren Vorgängerin die Europäische Kommission ist. 
Es hat das Initiativrecht und beschließt gleichbe-
rechtigt mit einer Staatenkammer, dem Rat, über 
Einnahmen und Ausgaben sowie alle europäi-
schen Gesetze.

Die europäische Einigung im 21. Jahrhundert: Unser Ziel ist der Europäische Bundesstaat
      Düsseldorfer Programm der Europa-Union Deutschland
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Höhepunkt und vorläufiger Abschluss einer zweijährigen Grundsatzdebatte im Gesamtverband: Der 58. EUD-Bun- 
deskongress verabschiedet am 28. Oktober das Düsseldorfer Programm.			   Bild: Christof Wolf

11. Eine europäische Außen- und Sicherheitspolitik 
für den Frieden

Die Außenpolitik, einschließlich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik, 
ist Angelegenheit des Europäischen Bundesstaats, der seine Mitglieder 
mit Sitz und Stimme in allen internationalen Organisationen vertritt. Ziel 
der gemeinsamen Politik ist es, zu Frieden, zur Verwirklichung der Men-
schenrechte, Demokratie, Stabilität, zu einem verantwortlichen Umgang 
der Weltgemeinschaft mit natürlichen Ressourcen und der Bekämpfung 
von Armut und Hunger in der Welt beizutragen. 

12. Ein offenes Europa

Der Europäische Bundesstaat ist offen für alle europäischen 
Staaten, die die Beitrittskriterien erfüllen, sich zu seinen Zie-
len und Werten bekennen und ihnen dauerhaft Geltung ver-
schaffen.

6. Ein Europa der 
Teilhabe und Transparenz

Der politische Entscheidungsprozess im Europäischen Bundes-
staat ist gekennzeichnet durch ein hohes Maß an Transparenz und 
bietet allen Bürgerinnen und Bürgern vielfältige Möglichkeiten der 
Mitwirkung und Beteiligung. Die direkte Wahl des Europäischen 
Parlaments auf der Grundlage eines einheitlichen Wahlrechts ist 
Ausdruck des politischen Zusammenwachsens. Die europäischen 
Bürgerinnen und Bürger haben im Wohnsitzland ein aktives und 
passives Wahlrecht auf allen politischen Ebenen.

7. Eine identitätsstiftende europäische Öffentlichkeit

Die Herausbildung einer europäischen Öffentlichkeit ist unerlässlich für 
die Verwirklichung der europäischen Demokratie. Hierzu gehören eine 
umfassende europapolitische Berichterstattung sowie ein aktiver Dialog 
der europäischen Institutionen und Bürger. Die Bürgerinnen und Bürger 
bringen sich dabei aktiv in dem Selbstverständnis ein, dass alle Souve-
ränität letztlich von ihnen ausgeht. Auch die politischen Parteien leisten 
einen wichtigen Beitrag, indem sie sich zu europäischen Parteien zusam-
menfinden, mit transnationalen Listen zu den Europawahlen antreten und 
Spitzenkandidaten und -kandidatinnen für die Europawahl vorschlagen. 

8. Ein Europa der 
freien Entfaltung, der Solidarität und des Wohlstands

Das Handeln des Europäischen Bundesstaats dient dem Wohl der hier lebenden Bür-
gerinnen und Bürger. Das europäische Gesellschafts- und Sozialmodell muss bewahrt 
und weiterentwickelt werden. Der Europäische Bundesstaat und seine Mitgliedstaaten 
haben die Verpflichtung, in einem solidarischen Geist Gerechtigkeit, die Möglichkeit 
zu freier Entfaltung und Wohlstand für alle zu schaffen. In seiner Politik fördert er den 
sozialen Ausgleich und orientiert sich an den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft. 
Nicht alles muss dabei auf europäischer Ebene geregelt werden, aber sie muss den Rah-
men schaffen und Mindeststandards setzen. Die Angleichung der Lebensverhältnisse 
auf hohem Niveau innerhalb des Europäischen Bundesstaats ist eine wesentliche Vor-
aussetzung für seinen Bestand.

9. Ein nachhaltiges Europa 
für die zukünftigen Generationen

Der Europäische Bundesstaat trägt be-
sondere Verantwortung für den Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen so-
wie einen schonenden und effizienten 
Umgang mit den natürlichen Ressour-
cen in Europa und in der Welt. Der Roh-
stoff- und Energieabhängigkeit kann 
Europa am besten gemeinschaftlich 
begegnen. Hierzu gehört das Umsteu-
ern hin zu einer nachhaltigen, auf er-
neuerbare Energiequellen gestützten 
Wirtschaft. 

10. Eine gemeinschaftliche 
Wirtschafts- und 
Währungspolitik 

Der Euro ist die gemeinsame Währung 
des Europäischen Bundesstaats; für sei-
ne Stabilität ist die unabhängige Euro-
päische Zentralbank verantwortlich. Der 
Europäische Bundesstaat und seine Mit-
gliedstaaten tragen durch eine gemeinsa-
me Wirtschafts-, Finanz- und Haushalts-
politik hierzu bei und setzen klare Regeln 
für die Finanzmärkte. Eine solide und 
nachhaltige Haushalts- und Finanzpoli-
tik bei effektiver Schuldentilgung und ein 
solidarisches Füreinander sind Vorausset-
zung für eine nachhaltige wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung in Europa und für 
eine starke Gemeinschaftswährung. 

Die europäische Einigung im 21. Jahrhundert: Unser Ziel ist der Europäische Bundesstaat
      Düsseldorfer Programm der Europa-Union Deutschland
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Forum

Nicht nur Europagegner, sondern zu 
meiner großen Enttäuschung auch 

einige Europafreunde lehnen nach wie vor 
den Duff-Bericht aus dem Verfassungsaus-
schuss zur Reform der Europawahlen und 
insbesondere zur Einführung Europäischer 
Listen ab. Langsam läuft die Zeit davon, um 
dieses fundamental wichtige Projekt noch 
vor den nächsten Europawahlen im Juni 
2014 zu beschließen.

  Manche argumentieren, zuerst müsste 
die Mandatsverteilung im Parlament neu 
geordnet werden. Die Entscheidung über 
eine Neuverteilung der Sitze im Europä-
ischen Parlament nach dem Beitritt von 
Kroatien kann aber unabhängig von der 
Entscheidung über die Einführung europä-
ischer Listen getroffen werden. Die Europä-
ischen Listen in Geiselhaft zu nehmen, bis 
eine geeignete Formel für die „degressive 
Proportionalität“ der dann 28 Mitgliedstaa-
ten gefunden wurde, ist weder nötig noch 
einleuchtend.

  Transnationale Europäische Listen sind 
der archimedische Punkt, um die Europa-
wahlen und die Europawahlkämpfe aus ih-
rer engen nationalen Begrenztheit heraus-
zuholen. Bisher gibt es keine europäischen 
Wahlen, sondern 27 nationale Wahlkämpfe 
für Kandidatinnen und Kandidaten, die in 
das EP einziehen wollen. Gerade deshalb 
konnte die Einführung der Direktwahl zum 
Europäischen Parlament bisher nicht die 
dynamische Wirkung entfalten, die man 
sich 1979 von ihr erhofft hatte. Anstatt 
einen Diskurs über europäische Themen 
zu führen, an denen es nun wirklich nicht 
mangelt, werden die Wahlkämpfe zur Aus-
tragung inner-nationaler Konflikte miss-
braucht. Europäische Listen und der Kampf 
um europäische Mandate würden die eu-
ropäischen Parteifamilien zwingen, einen 
transnationalen Wahlkampf mit konkreten 
Legislaturprogrammen zu führen. Als Ant-
wort auf die Renationalisierung des Den-
kens und Handelns in Folge der Finanzkri-
se wären europäische Listen bei der Wahl 
2014 ein geeignetes Mittel, um endlich die 
europäische Perspektive und nicht die ge-
genseitige nationale Schuldzuweisung in 
den Vordergrund zu rücken. 

  Der Lissabon-
Vertrag fordert vom 
EP beides: sowohl 
eine Vorlage für die 
Neuverteilung der 
Mandate wie auch 
einen Bericht über 
die Reform des 
Systems der Euro-
pawahlen. Das erste 
als Pflicht und das 
zweite als Kür zu be-
zeichnen, ist deshalb 
nicht sachgerecht 
und eher ein vorder-
gründiges Argument. 
Schließlich ist es für den Erfolg der euro-
päischen Integration von entscheidender 
Bedeutung, ob es gelingt, die Bevölkerung 
stärker als bisher in die europäische Politik 
einzubinden. Um jedoch zu erreichen, dass 
die EU von den Bürgerinnen und Bürgern 
nicht mehr als ein ihnen fernes Elitenprojekt 
wahrgenommen wird, ist auch die Reform 
des Wahlrechts vonnöten. 

  Die Europagegner haben sehr wohl ver-
standen, dass die Einführung Europäischer 
Listen bei den Europawahlen ein strategi-
scher Hebel für die Herstellung einer euro-
päischen Öffentlichkeit und für die Durch-
führung eines echten europäischen Wahl-
kampfes sein wird. Deshalb mobilisieren sie 
mit allen Kräften gegen den Duff-Bericht. 
Ich will die Hoffnung nicht aufgeben, dass 
die allermeisten Europaabgeordneten aus 
Deutschland und insbesondere die Mitglie-
der der Europa-Union Deutschland (EUD) 
bei der Abstimmung im Plenum letztend-
lich doch für die Einführung Europäischer 
Listen stimmen: Es geht bei diesem Initi-
ativbericht nicht ums Detail, sondern um 
die Durchsetzung eines neuen Prinzips und 
das Treffen einer Grundsatzentscheidung. 
Wie viele Europamandate es geben wird 
(25 oder mehr) und welche anderen Krite-
rien erfüllt werden müssen, wird sowieso 
noch in einem mühsamen Prozess mit dem 
Ministerrat und den Vertretern aller Mit-
gliedstaaten verhandelt werden. 

  Die Einführung von transnationalen Eu-
ropäischen Listen ist zudem als Katalysator 

zu verstehen, um die Parteien auf europä-
ischer Ebene aus ihrem Dornröschenschlaf 
zu erwecken und einen Prozess in Gang 
zu setzen, an dessen Ende europäische 
politische Familien stehen, die mehr sind 
als Dachverbände nationaler Parteien und 
ihre Aufgabe als Transmissionsriemen zwi-
schen politischen Institutionen und Be-
völkerung effektiv wahrnehmen können. 
Schaffen wir es nicht, bis zur Wahl 2014 
eine Europäisierung der Europawahlen 
herbeizuführen, so hätte dies fünf ver-
schenkte Jahre zur Folge.

  Wenn nicht das Europäische Parlament, 
wer sonst sollte für die Europäisierung der 
Europawahlen den entscheidenden Schritt 
tun. Die Europaverbände UEF, JEF, EMI und 
die Spinelli-Gruppe im Parlament werden 
nach wie vor dafür kämpfen, den Duff-
Bericht noch in diesem Jahr anzunehmen. 
Ich hoffe, dass auch alle Mitglieder der 
EUD für die Reform der Europawahlen 
stimmen werden.

Jo Leinen MdEP

Der Autor ist Präsident der Europäischen 
Bewegung International (EMI) sowie Eh-
renpräsident der UEF. Im Europäischen 
Parlament hatte er 2004 bis 2009 den 
Vorsitz im Ausschuss für konstitutio-
nelle Fragen inne, von 2009 bis 2012 im 
Ausschuss für Umweltfragen, Volksge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit. Er 
ist Initiator der Intergroup „Europäische 
Verfassung“.

Bild: EP-Büro Leinen

Europäisierung der Europawahlen



schon im Grundsatz über Vergangenes einig 
sind. Dies, während Stiftungen und Politik 
sich ihre eigene nationale Zivilgesellschaft 
maßschneidern und Agenturen zur Freude 
der zuständigen Minister in Hochglanzbro-
schüren Aktivität am Bürger verkünden. 

  Durch unermüdliche Kleinarbeit, von der 
kommunalen Ebene bis hin zum legendären 
Mitgliedsausweis in der Jackentasche des 
Präsidenten persönlich, ist es gelungen, die 
Mitgliederzahlen der Europa-Union wieder 
zu steigern. Dies gelang aber nicht durch 
richtungsweisende Inhalte, sondern durch 
ein professionelles Netzwerk. Was wir brau-
chen, ist nun eine weitere unangenehme 
Anstrengung. Wir müssen Schluss machen 
mit den (Selbst-)Bestätigungskongressen. 
Die Europa-Union kann wieder Geschichte 
schreiben, wenn sie gemeinsam mit den Jun-
gen Europäischen Föderalisten über Grenzen 
geht: Wider die falsche Zurückhaltung, wider 
die Gleichgültigkeit und wider die Verlockung 
aus Bequemlichkeit hinzunehmen, was uns 
heute als Grenzen verkauft wird!

Christian Wenning

Der Autor ist Generalsekretär der Union 
Europäischer Föderalisten. Von 2004 bis 
2006 war er Bundesvorsitzender der  
Jungen Europäischen Föderalisten Deutsch-
land.
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Forum

„Europa, das ewige Projekt, muss sich 
weiterentwickeln“, schreibt die ZEIT 

und fragt sogleich, wohin die Reise denn 
eigentlich gehen soll, auf die wir uns 1951 
begeben haben. Aktuelle Vorschläge, die 
Europäische Union zu einer Solidarunion, 
einer Bankenunion oder einer Stabilitäts-
union weiterzuentwickeln, wollen allesamt 
ein Mehr an Europa, um die bereits seit 2007 
andauernde Finanz- und Wirtschaftskrise 
hinter uns zu lassen und zukünftigen Her-
ausforderungen Herr zu werden.

  Gut so. Verwunderlich ist nur, dass jene 
Anregungen nicht etwa aus der Feder der 
Europa-Union stammen, sondern von 
Schäuble, Merkel und Hollande. Da sitzen 
wir im Landtag von NRW zusammen, als 
hätten wir wirklich die Macht in der Hand. 
Wir stellen stolz unsere Bilder auf Facebook 
und beschließen, was wir eigentlich schon 
früher beschlossen haben: Wir sind für einen 
Europäischen Bundesstaat. Ganz insgeheim 
wissen wir, wenn wir die Macht tatsächlich 
hätten, dann wären auch wir etwas vorsich-
tiger mit den Forderungen. Aber so spielt es 
sich fein und Medaillen gibt es auch. „Es ist 
ja ein Ziel, nicht der nächste Schritt“, heißt 
es bei manchem Delegierten.

  Ich ertappe mich selbst dabei und Spinelli 
dreht sich im Grabe um: Nicht wir treiben die 
Politik an, sondern die Politik uns. Sie bezahlt, 
dass wir existieren, sie sagt uns, was realis-
tisch ist und was nicht, und sie schreibt auch 
noch unsere Bücher „Für Europa“.

  Der Wettstreit der Visionen hat wieder 
merklich an Fahrt gewonnen. Doch wird er 
nicht von uns als Europa-Union bestimmt. 
Schäubles Erwägung, den EU-Währungs-
kommissar mit einer größeren Machtfülle 
auszustatten, um künftigen Krisen vorzu-
beugen bzw. ihnen bereits in der Entstehung 
zu begegnen, hat für großen Wirbel in den 

Medien und auch in Brüssel gesorgt. Das 
Europäische Parlament in finanzpolitischen 
Fragen aufzuwerten zwecks demokratischer 
Kontrolle und einer engeren Einbeziehung 
der Bürger, ist ein richtiger und notwendi-
ger Weg, um verloren gegangenes Vertrau-
en wiederzugewinnen. Hollandes Forderung, 
eine verstärkte Zusammenarbeit einzelner 
Staaten zu ermöglichen, ist fast deckungs-
gleich mit Schäubles Überlegungen. Da ist 
Musik drin, das sollte debattiert werden. Aber 
haben wir diskutiert, wie das Europa der Eu-
rozone mit dem Gemeinschaftsgedanken von 
Helmut Kohl vereinbar ist? Nicht wirklich.

  Separatismus, Armut, sozialer Unfriede, 
Fachkräftemangel, es gibt viele Themen, die 
wir als Föderalisten nicht lösen können. Un-
sere Aufgabe ist es auch nicht, sie zu lösen, 
sondern uns unzufrieden zu geben. Wo war 
die Unrast im Kongress? Warum sind wir so 
geduldig? Wir laborieren immer noch an 
den Nachwirkungen des föderalistischen 
Winterschlafs der letzten zwei Jahrzehnte 
und freuen uns, wenn wir uns buchstäblich 

Christian Wenning (l.) mit UEF-Präsident Andrew Duff MdEP               			    Bild: UEF

Vordenken statt Nachkauen

Union of European Federalists
Union des Fédéralistes Européens
Union der Europäischen Föderalisten 
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Europapolitik 
aus Sicht der 
Landesregierung
  Die Göttinger Europa-Union befasst 
sich im Vorfeld der niedersächsischen 
Landtagswahl am 20. Januar 2013 mit 
aktuellen europapolitischen Aspekten 
der Landespolitik. So werden sich in ei-
nigen Wochen Landtagsabgeordnete 
aller derzeit im Parlament vertretenen 
Fraktionen im Rahmen einer Podiums-
diskussion zum Thema „Europa in Nie-
dersachsen“ äußern. Der inhaltlichen 
Vorbereitung diente zuletzt ein Vortrag 
des Referatsleiters Europapolitik in der 
Niedersächsischen Staatskanzlei, Dr. Jan 
Arning, zum europapolitischen Konzept 
der Landesregierung 2012. Hierzu konnte 
Kreisvorsitzender Harm Adam mehr als 
30 Interessierte begrüßen.

  Seit 2010 legt die derzeitige Landesre-
gierung alle zwei Jahre einen Bericht zu 
den Leitgedanken und Handlungsfeldern 
niedersächsischer Europapolitik vor. Wie 
der Referent erklärte, beabsichtige sie das 
auch weiterhin. Nach der Einwohnerzahl 
ist Niedersachsen größer als zwölf und der 
Fläche nach größer als acht Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union. International 
bedeutende Unternehmen in den Berei-
chen Fahrzeugbau, Versicherung, Touris-
mus, Eisen- und Stahlerzeugung sowie 
der Energieversorgung haben ihren Sitz in 
diesem Bundesland. In Europaangelegen-
heiten verstehe sich die Landesregierung 
als Anwalt der niedersächsischen Bürge-
rinnen und Bürger sowie niedersächsi-
scher Unternehmen und Kommunen. Sie 
setze sich daher beispielsweise dafür ein, 
in der neuen Förderperiode ab 2014 EU-
Mittel in angemessener Höhe zu erhalten, 
den Binnenmarkt zu vollenden und die 
Bürokratie abzubauen. 

  Von der Kohäsions- und Strukturpoli-
tik der EU erwartet das Land eine deutli-
che Reduzierung der Fördermittel von 2,7 
Mrd. Euro in der auslaufenden auf 1 Mrd. 
Euro in der 2014 beginnenden Förderpe-

Niedersachsen

riode. Niedersachsen lege daher großen 
Wert auf das Erreichen der jeweiligen 
Programmziele und habe dazu bereits seit 
mehreren Jahren ein Scoring-Verfahren 
eingeführt, um die Projektauswahl mit-
tels Punktesystemen an die Bewertung 
von Qualitätskriterien zu binden.

  Wegen der Lage in der geographischen 
Mitte Europas komme Niedersachsen bei 
den Planungen der EU-Kommission für 
die Transeuropäischen (Verkehrs-)Netze 
eine große Bedeutung mit erheblichen 
Investitionen in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten zu. Die sogenannte  
Y-Trasse und der JadeWeserPort Wil-
helmshaven gehören demnach zum 
Kernnetz, der umstrittene Ausbau der 
Küstenautobahn A 20/22 und alle Seehä-
fen werden dagegen dem europäischen 
Gesamtnetz zugeordnet. In diesem Zu-
sammenhang merkte EUD-Kreisvorsit-
zender Adam an, dass die Festlegungen 
zu den Kern- und Gesamtnetzen in der 
Schifffahrtsverwaltung für niedersäch-
sische Regionen negative Konsequenzen 
habe. Wenn sich der Bundesverkehrsmi-
nister an diesen Netzen orientiere und 
u. a. das Schifffahrtsamt in Hann. Mün-
den seine Selbständigkeit verlieren solle, 
sei die Folge, dass die Weser südlich des 
Mittellandkanals nicht im europäischen 
Fokus stehe. Ähnliche kritische Reakti-
onen werden in den niedersächsischen 
Küstenregionen geäußert.

  Nach Diskussionspunkten wie dem 
VW-Gesetz, der Zusammenarbeit mit 
den Niederlanden, der Bankenaufsicht 
und Finanzkontrolle in der Staatsschul-
denkrise sowie der Ausgestaltung der 
parlamentarischen europapolitischen 
Arbeit im Niedersächsischen Landtag 
würdigte Arning das ehrenamtliche En-
gagement der Europa-Union für ein 
positives Europabewusstsein, was letzt-
lich auch im präsentierten Konzept aus-
drücklich hervorgehoben werde. Kritisch 
äußerten sich einige Mitglieder, dass der 
niedersächsische Ministerpräsident zu-
gleich das Amt des Europaministers be-
kleide und so ein geeigneter Ansprech-
partner für die Zivilgesellschaft fehle. 
Arning wusste zu entgegnen, dass der 
Ministerpräsident und Europaminister 
David McAllister im Vergleich zu den Eu-
ropaministern der anderen Bundesländer 
auf EU-Ebene als Ansprechpartner ernst 
genommen werde und seine europapo-
litischen Aufgaben auch gewissenhaft 
erfülle. Zudem bringe die Konzentrati-
on der europapolitischen Aufgaben in 
der Staatskanzlei für die Durchsetzung 
europapolitischer Ziele Vorteile – eine 
Position, die vom niedersächsischen 
Landesverband der Europa-Union im Er-
gebnis nicht geteilt wird.

Harm Adam

Verantwortlich: Adolf Schröder

Dr. Jan Arning (l.) und Harm Adam					     Bild: EUD Niedersachsen
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Wie europäisch ist 
Aserbaidschan?
  Der Europa-Union Bezirksverband Saar-
brücken und die Jungen Europäischen Föde-
ralisten (JEF) luden im Vorfeld des Eurovision 
Song Contest gemeinsam zu dem Vortrag 
„Baku 12 points – Wie europäisch ist Aser-
baidschan?“ ein. Die Politikwissenschaftlerin 
Elnura Jivazada, die in Baku geboren wurde 
und u. a. als Pressereferentin in der Deut-
schen Botschaft in Baku und als Geschäfts-
führerin des Deutsch-Aserbaidschanischen 
Wirtschaftsfördervereins tätig war, beleuch-
tete in einem beindruckenden Vortrag Aser-
baidschan und seine Hauptstadt historisch, 
politisch und kulturell. Jivazada promoviert 
zurzeit an der Universität Mainz.

Ehrung für 
Christine Klos
  Der Botschafter der Französischen 
Republik in Deutschland Maurice 
Gourdault-Montagne ernannte im Bei-
sein von Ministerpräsidentin Annegret 
Kramp-Karrenbauer in der saarländi-
schen Staatskanzlei Christine Klos zum 
Offizier im Nationalen Verdienstorden 
(„Commandeur de l’ordre nationale du 
mérite”). In seiner Laudatio hob der Bot-
schafter das Engagement von Christine 
Klos für die deutsch-französischen Be-
ziehungen im Rahmen ihrer vielfältigen 
Ämter hervor und unterstrich die Akti-
vität für die Europa-Union, wo sie stell-
vertretende Landesvorsitzende ist. 

Bis zum 
„bitteren“ Ende
  "Very british" ging es bei der Eurovisi-
on Songcontest Party der Europa-Union 
Saarbrücken und der JEF Saarland zu. Die 
Fans von Sänger Engelbert Humperdinck 
hielten den Union Jack bis zum (bitte-
ren) Ende hoch. Bleibt zu hoffen, dass 
Großbritannien auch zukünftig zu Euro-
pa hält. Die Eurovisionparty war wieder 
ein voller Erfolg. Weit mehr als hundert 
Gäste konnten EUD-Bezirksvorsitzende 
Tina Schöpfer und JEF-Landesvorsitzen-
de Christine Jung begrüßen.

Verantwortlich: Dr. Hanno Thewes

Saarland

Die Saarbrücker EUD-Vorsitzende Tina Schöpfer 
dankte Elnura Jivazada (r.) für ihren faszinierenden 
Vortrag. 		  Alle Bilder: Christine Jung

"Very british" zählte man Points für Sänger Engelbert Humperdinck.

Noch kein Mitglied bei der Europa-Union 
Deutschland? Dann werden Sie es jetzt! 

Als Mitglied erhalten Sie Einladungen zu Ver-
anstaltungen, Informationsmaterialien und 
unsere Mitgliedszeitung „Europa aktiv“. 

Knüpfen Sie bundes- und europaweite Kon-
takte zu anderen engagierten Bürgern in 
unserem europaweiten Netzwerk. Gestalten 
Sie Europa durch Ihre Mitarbeit vor Ort und 
bestimmen Sie den europäischen Kurs mit! 

Ich möchte Mitglied der EUROPA-UNION Deutschland 
werden.
Zudem erwerbe ich (ohne Mehrkosten) die Mitglied-
schaft bei den Jungen Europäischen Föderalisten (JEF) 
bis zum 35. Lebensjahr.

			                    		    
Name, Vorname 
					       
Straße, Nr.
			                     		   
PLZ, Wohnort 
					       
Telefon
			                    		    
Fax 
					       
E-Mail
			                      	   
Beruf
			                     	      	   
Geburtsdatum

Ich zahle einen monatlichen Mitgliedsbeitrag von 
.............. € (Selbsteinschätzung). 
Der Mindestbetrag gemäß Beitragsordnung der  
Landesverbände beträgt 3,60 € (ermäßigt 1,80 €).

Ich ermächtige die Europa-Union bis auf Widerruf, den 
Mitgliedsbeitrag per Lastschrift einzuziehen.

			                    		    
Konto-Nr.: 
		                 	                  		    
Geldinstitut: 
	                   	                        		    
BLZ: 

 Ich möchte die Mitgliederzeitung „Europa aktiv“ 
ausschließlich als Online-Ausgabe an die o. g. E-Mail-
Adresse gesendet bekommen.

Die hier erhobenen personenbezogenen Daten werden 
entsprechend Bundesdatenschutzgesetz § 28 (9)* von 
der Europa-Union Deutschland und ihren Untergliede-
rungen (bei Mitgliedern unter 35 Jahren auch von der 
JEF Deutschland und ihren Untergliederungen) aus-
schließlich für interne Vereinszwecke, insbesondere für 
die Mitgliederverwaltung, -information und -betreu-
ung elektronisch gespeichert, verarbeitet und genutzt. 

			                      	   
Ort, Datum	 Unterschrift

* BDSG § 28(9): Organisationen, die politisch, philoso-
phisch, religiös oder gewerkschaftlich ausgerichtet sind 
und keinen Erwerbszweck verfolgen, dürfen besondere 
Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) erheben, 
verarbeiten oder nutzen, soweit dies für die Tätigkeit der 
Organisation erforderlich ist. Dies gilt nur für personen-
bezogene Daten ihrer Mitglieder oder von Personen, die 
im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmä-
ßig Kontakte mit ihr unterhalten [...]�

Bitte senden an: 
EUROPA-UNION Deutschland  
Sophienstraße 28/29, 10178 Berlin
Fax: (0 30) 3 03 62 01 39
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Münster

Hoffschulte geehrt
  Ein aktiver Eckpfeiler unserer Organisa-
tion ist Dr. Heinrich Hoffschulte. Sein eu-
ropapolitisches Wirken orientierte sich pri-
mär an der Basis unserer Gesellschaft. Von 
Anfang war sich Hoffschulte bewusst, dass 
die Einigung der Völker Europas nur dann 
erfolgreich sein kann, wenn es uns gelingt, 
die Bürger mitzunehmen. Er setzte seine 
ganze Kraft ein, um in Nordrhein-Westfa-
len eine breite Plattform mit Verbänden der 
Europa-Union aufzubauen. Im Jahr 1956 
wurde er Mitglied der JEF. Nach seinem 
Jura-Studium begann seine berufliche Kar-
riere als Stadtdirektor in Werne. Hier grün-
dete er zum ersten Mal einen Stadtverband 
der Europa-Union. Mehrere sollten folgen. 
Als er wenige Jahre später Oberkreisdirek-
tor des Kreises Steinfurt wurde, entfaltete 
Hoffschulte seine Leidenschaft, sich stär-
ker als bisher für die Einigung der Völker 
Europas zu engagieren. Seine Arbeit ver-
richtete er vor Ort. Er gründete mehrere 
Kreisverbände wie beispielsweise in Stein-
furt, Hamm, Coesfeld und Warendorf. Über 
30 Jahre war er im EUD-Landesvorstand in 
NRW aktiv. Von 1996 bis 2008 hatte er 12 
Jahre lang das Amt des Landesvorsitzenden 
inne. Während dieser Zeit widmete er sich 
in Kooperation mit der Landesgeschäfts-
stelle dem Aufbau weiterer Kreisverbände 
(Langenfeld und die Wiedergründungen 
in Hagen und Lippstadt). In Hunderten 
von Veranstaltungen fungierte Heinrich 
Hoffschulte auch als brillanter Redner. Er 
war und ist bis heute sehr gefragt in die-
ser Funktion. Zusätzlich versuchte er auch 
auf Bundesebene Akzente zu setzen. Viele 
Jahre lang gehörte er dem Präsidium des 
Bundesverbandes an. Bis zuletzt war er 
Vorsitzender der AG Grundsatzprogramm 
des Landesverbandes NRW. Dadurch ver-
suchte er, neue Visionen für die EU zu ent-
wickeln. Um sein herausragendes europa-
politisches Engagement und Lebenswerk 
zu würdigen, beschloss der Vorstand des 
Kreisverbandes Münster unter Vorsitz von 
Werner Jostmeier MdL, Dr. Heinrich Hoff-
schulte die Coudenhove-Kalergi-Plakette 
zu verleihen. Die Ehrung fand am 8. Juni im 

Nordrhein-Westfalen

Rahmen einer Feierstunde in Münster statt. 
Die Laudatio hielt der Landrat des Kreises 
Steinfurt, Thomas Kubendorff.

Steinfurt

Europa Café  
mit Schülern
  Über 70 Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums Arnoldinum in Burgsteinfurt 
besuchten das Europa Café und diskutier-
ten mit diversen Experten. Weit fahren 
mussten sie dafür nicht, kam doch das 
Europa Café zu ihnen und brachte Kaffee, 
Kekse und Kenner Europas mit. Zu ihnen 
gehörte Dr. Heinrich Hoffschulte, ehema-
liger Oberkreisdirektor des Kreises Stein-
furt und überzeugter Europäer. Er berich-
tete über seine langjährigen Aktivitäten, 
bei denen er wichtige Entwicklungen in 
der EU mitbestimmt hat. Tanja Baermann, 
Referatsleiterin in der Staatskanzlei NRW, 
stellte ihren Aufgabenbereich „Europafä-
higkeit der Kommunen“ vor und schilderte 
ihre persönlichen Erfahrungen aus vie-

len EU-Aufenthalten. 
Der stellvertretende 
Landrat und Vor-
standsmitglied der 
Europa-Union, Jür-
gen Coße, zeigte auf, 
wie allgegenwärtig 
die Europäische Uni-
on geworden ist. Udo 
Röllenblech, Projekt-
leiter bei der WEST 
und im dort angesie-
delten „europe direct 
center“ tätig, berich-
tete von seiner Tätig-
keit als Vertreter der 
Landkreise in Brüssel. 
An insgesamt acht 
Tischrunden ging es 
danach in die Dis-
kussion: „Was sind 
europäische Werte?“, 
„Braucht Europa ge-
meinsame Symbole?“ 
und „Wie weit reicht 
Europa?“. Zu diesen 
und anderen Fragen 
entspann sich ein 
lebhafter Diskurs.

Leverkusen

Europafest
  Das Leverkusener Europafest 2012 im 
Park von Schloss Morsbroich war wie jedes 
Jahr eine bunte, lebendige und gut besuchte 
Veranstaltung. Die vielen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer erlebten einen interessanten 
Nachmittag unter gut gelaunten Europäern. 
Groß und Klein konnten europäische Spezi-
alitäten probieren. Insgesamt machten über 
20 Vereine mit, die sich im Schlosspark prä-
sentierten. Kreisvorsitzender Dr. Hans-Ge-
org Meyer freute sich über jeden, der an der 
einen oder anderen Aktivität des Verbandes 
teilnahm. „Ganz besonders freuen wir uns 
über Mitbürger, die aus ihrer stillen Sympa-
thie für Europa ein offenes Bekenntnis ma-
chen und Mitglied der Europa-Union wer-
den“, betonte Meyer. „Der Zuspruch ist für 
uns sehr ermutigend.“ In den letzten Jahren 
hatten die Leverkusener Europafreunde den 
höchsten Mitgliederzuwachs im Land.

Verantwortlich: Dr. Pantaleon Giakoumis 

Dr. Heinrich Hoffschulte erhält von Werner Jostmeier MdL die Coudenhove-
Kalergi-Plakette.		  Bild: EUD Nordrhein-Westfalen
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Rainer Wieland über die Beurteilung der 
Schuldenkrise und ihrer Folgen.

  Soeren Haar vom Sprecherteam der 
Europäischen Kommission erläuterte an 
lebensnahen Beispielen, welche Vorteile 
Europa dem einzelnen Bürger bringe. Der 
aus dem Westerwald stammende Kom-
missionsbeamte Dr. Markus Schulte freute 
sich, seinen Mitbürgern erklären zu können, 
wie die Wirtschafts- und Finanzkrise als 
Motor weiterer Integrationsschritte wirken 
könne. Über die Aufgaben der Vertretung 
von Rheinland-Pfalz bei der EU referier-
te Christopher Lang, der auch die Trierer 
Gruppe in der Rheinland-Pfälzischen Lan-
desvertretung begrüßte. 

Pirmasens-Südwestpfalz

Studienfahrt
  Der Kreisverband setzte auch in diesem 
Jahr wieder seine Exkursionen fort. Ziel 
waren zwei „Highlights“ in Baden Würt-
temberg. In Bruchsal konnte bei einer 
Führung durch das Barockschloss auch 
das berühmte Treppenhaus von Balthasar 
Neumann bestaunt werden. Europas größ-
tes Musikantenmuseum lud dort ebenfalls 
zum Besuch ein. Am Nachmittag ging es 
weiter zum berühmten Weltkulturerbe, 
dem Benediktinerkloster Maulbronn.

Verantwortlich: Anna M. Schneider

Mehr als der Euro
  Mit einer breiten Informationsaktion 
beteiligte sich der Landesverband zu-
sammen mit dem örtlichen Kreisverband 
Mainz-Bingen beim diesjährigen Landes-
fest in Ingelheim. Gemeinsam mit der Ver-
tretung des Landes Rheinland-Pfalz beim 
Bund und bei der Europäischen-Union 
sowie dem Partnerschaftsverband Rhein-
land-Pfalz/Burgund hatte die Europa-
Union Wissenswertes zum Thema „Europa 
ist mehr als der Euro“ in den Vordergrund 
gestellt. Ziel war es, die Errungenschaften 
der europäischen Integration herauszu-
stellen und zudem auf die positive Bedeu-
tung der Regionalpartnerschaften für ein 
Zusammenwachsen in Europa hinzuwei-
sen. Während Erwachsene ihr Wissen zu 
Europa in einem Quiz testen konnten und 
dafür mit Sachpreisen belohnt wurden, 
warteten auf Kinder zahlreiche Mal- und 
Bastelmöglichkeiten, um Europa spiele-
risch zu entdecken. Zahlreiche Gespräche 
mit den Besuchern zeigten die große Sor-
ge um die gemeinsame Währung, die den 
Druck der Finanzmärkte angesichts der 
Krise überstehen müsse. 

Gemeinsam für 
Europa
  Die Zusammenarbeit mit den benach-
barten Landesverbänden zu intensivieren 
beschloss der Landesvorstand und lud zu 
gemeinsamen Sitzungen die Verbände aus 
Hessen und dem Saarland ein. Einen zen-
tralen Platz in den Gesprächen nahmen 
die anhaltende Schuldenkrise und deren 
Auswirkungen auf die Europäische Union 
ein. Die Verbände waren sich einig darüber, 
dass die Krise als Chance genutzt werden 
sollte, um die europäische Integration zu 
vertiefen. Dabei sei die Arbeit der Europa-
Union gefragt, um die Bürgerinnen und 
Bürger in die Debatte um die Zukunft der 
Europäischen Union einzubeziehen. Die 
öffentlich geführten Diskussionen um 
die Zukunft des Euro verstärkten bei den 
Menschen den Eindruck, als sei die Idee 
der europäischen Einigung ausschließlich 

eine Frage der Wirt-
schafts- und Finanz-
politik. Dem müsse 
entschieden gegen-
gesteuert werden.
 
  Die Landesver-
bände wollen künf-
tig ihre Zusammen-
arbeit fortsetzen. 
Vorrangiges Ziel 
dabei ist es, die 
weiteren notwendi-
gen Schritte der eu-
ropäischen Integra-
tion zu definieren 
und in die öffent-
liche Diskussion zu 
bringen. Auch der 
Austausch über die 
Mi tg l i e der arb e i t 
und über gemeinsame Aktionsfelder in 
der Verbandsarbeit wird durch die Zu-
sammenarbeit ermöglicht. 

Rhein-Lahn

Europas Zukunft
  Unter dem Titel „Europa – quo vadis?“ 
referierte während der jüngsten Mitglie-
derversammlung Ex-Ministerpräsident 
und Mitglied des Kreisverbandes Rudolf 
Scharping. Anhand zahlreicher Statistiken 
belegte er, welchen wirtschaftlichen Vor-
teil insbesondere Deutschland durch Ex-
porte nach Europa habe. Dem Druck des 
globalen Wettbewerbs, u. a. durch China, 
sei aber nur noch ein geeintes Europa 
gewachsen. Europa sei dabei mehr als 
nur eine „ökonomische Zwangsläufigkeit“, 
vielmehr müsse der europäische Gedanke 
auch in die Herzen der Menschen trans-
portiert werden. Dabei könne die Europa-
Union ihren Beitrag leisten.

 Westerwald / Trier

Finanzkrise als Motor
  Gerne waren die beiden Kreisverbän-
de den Einladungen des Europaabge-
ordneten Norbert Neuser nach Brüssel 
gefolgt. Im Europäischen Parlament 
diskutierten die Westerwälder mit dem 
Vizepräsidenten und EUD-Präsidenten 

Rheinland-Pfalz

Bild: EUD Pirmasens 
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Europa hat eine 
Zukunft
  Diese Überschrift klingt nicht nur sehr 
gut, sie lässt sich auch mit Leben erfül-
len. Auf beeindruckende Weise haben dies 
Schülerinnen und Schüler einer 8. Klasse 
des Albert-Einstein-Gymnasiums Neu-
brandenburg unter Beweis gestellt, die 
mit ihrem Beitrag im Rahmen eines Euro-
päischen Schulwettbewerbs einen ersten 
Platz belegen konnten. Kein Geringerer als 
Reinhard Bütikofer MdEP, der diesen Preis 
entstehen ließ und die Initiative gemein-
sam mit der Europa-Union Mecklenburg-
Vorpommern und dem Europäischen In-
tegrationszentrum Rostock (EIZ) in die Tat 
umsetzte, war zur ersten Siegerehrung 
anwesend. Im Rahmen einer würdigen 
kleinen Veranstaltung übergab Bütikofer 
gemeinsam mit Landesvorsitzendem Jür-
gen Lippold und Jana Kasten vom Integra-
tionszentrum Rostock den stolzen Gewin-
nern die Urkunde, die mit einem Preisgeld 
von 500 Euro verbunden ist.

  In einem Videobeitrag setzen sich die 
Mädchen und Jungen mit unserem Europa 
auseinander. Dabei lassen sie Handpup-
pen sprechen, die sehr clever analysieren 
und sich auf beeindruckende Weise mit 
Ereignissen in Europa auseinandersetzen. 
Die jungen Leute, die mit ihrem Projekt-
leiter engagiert zeigen, dass sie aktiv in 

Mecklenburg-Vorpommern

Europa leben, mitreden und mitgestalten 
wollen, freuen sich bereits auf die Her-
ausforderungen des nächsten Europäi-
schen Schulwettbewerbs und haben ihre 
Teilnahme angekündigt. Natürlich nutz-
ten sie ausgiebig die Möglichkeit, Fragen 
an Reinhard Bütikofer zu richten und mit 
ihm ins Gespräch zu kommen. Von seinem 
politischen Werdegang, über das Thema 
Asylpolitik, europäische Solidarität bis hin 
zur Atompolitik reichte das Interesse. An-
liegen hatten die jungen Leute aber auch 
an den EUD-Landesvorsitzenden Jürgen 
Lippold und die Vertreterin des Europä-
ischen Integrationszentrums Rostock, 
Jana Kasten, die versiert Rede und Ant-
wort standen. 

Kunst verbindet

  Mit dem zweiten Platz beim Europäi-
schen Schulpreis für Mecklenburg-Vor-
pommern wurde ein Projekt der Europa-
schule Pädagogium Schwerin ausgezeich-
net, das in Kooperation mit dem Staatli-
chen Museum Schwerin und anlässlich 

der dortigen Ausstellung „Connected by 
Art“ realisiert wurde. Wie sieht zeitge-
nössische Kunst aus dem Ostseeraum 
aus? Welche Identität wird durch Kunst 
vermittelt? Und wie könnte eine kulturelle 
europäische Identität aussehen? Mit die-
sen Fragen setzten sich die Schülerinnen 
und Schüler auseinander. 

  Bei der Preisverleihung in der Aula 
des Pädagogiums hob Reinhard Büti-
kofer die Bedeutung von Kunst bei der 
Auseinandersetzung mit Europa hervor: 
„Ein Kunstwerk verrät uns viel über den 
Künstler und sein jeweiliges Umfeld. 
Man lernt dadurch, sich mit dem Frem-
den auseinanderzusetzen, es zu verste-
hen und in die eigene Identität aufzu-
nehmen. Nur so kann Europa dauerhaft 
bestehen, indem aus den vielen Heima-
ten der Bürgerinnen und Bürger eine ge-
meinsame europäische Heimat wird.“ Die 
EIZ-Vorsitzende Mandy Kröppelien zeigte 
sich angetan von den Arbeiten der Ju-
gendlichen, in denen sie ihr Verständnis 
einer kulturellen europäischen Identität 
in verschiedenen Kunstformen umsetz-
ten. „Hier zeigt sich eine Begeisterung 
und Kreativität, die für die Auseinander-
setzung mit Europa sehr wichtig ist und 
in allen Bereichen wünschenswert wäre.“ 
Jürgen Lippold ergänzte in seinem Gruß-
wort: „Die Arbeiten aus dem Ostseeraum 
stehen hier exemplarisch für die Vielfalt 
Europas. Diese wird und sollte bei aller 
Einheit des Kontinents nicht verloren 
gehen, und es ist wichtig, dass das Ver-
ständnis dafür auch bei den kommenden 
Generationen erhalten bleibt.“ 

  Der Preis, dotiert mit 300 Euro und ver-
bunden mit einem Besuch beim Europäi-
schen Parlament in Brüssel, wurde von den 
beteiligten Schülern und den Projektleite-
rinnen am Pädagogium, Kathrin Berthold 
und Doris Hildebrandt-Ott, dankend und 
mit sichtbarer Vorfreude auf die für Ende 
November geplante Fahrt in die „europäi-
sche Hauptstadt“ entgegengenommen. Sie 
betonten die Notwendigkeit von Projekten 
an den Schulen für die Akzeptanz der eu-
ropäischen Einigung. 

  Jeweils umrahmt von kurzen Einlagen 
der Schulband stellten vier Schülerinnen 
und Schüler des Pädagogiums ihre Ausein-
andersetzung mit dem Projekt „Connected 
by Art“ dar, indem sie auch auf einzelne 
Beispiele eingingen. Im Anschluss an die 
Verleihung wurden die ausgestellten Schü-
lerarbeiten gemeinsam betrachtet, darun-
ter auch einige Filme.

Verantwortlich: Claudia Weigel

Aus den
Landesverbänden

Reinhard Bütikofer MdEP (M.) bei der Überreichung der Urkunde	 Bild: Schweriner Volkszeitung
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(Europas) Demokratie 
braucht Teilhabe 
  Eine Demokratie lebt vom Engagement 
und der Einmischung der Bürgerinnen 
und Bürger. Eine Selbstverständlichkeit, 
die in Zeiten der Politikverdrossenheit 
und sinkender Wahlbeteiligung nicht nur 
in Europa längst keine mehr ist. Wie kann 
politische Bildung die Menschen wieder 
für politische Themen begeistern, sie zur 
„Einmischung in die eigenen Angelegen-
heiten“ motivieren? 

  Diese Fragen beantworteten 24 Träger 
der Politischen Bildung am 21. August auf 
jeweils ganz unterschiedliche Weise. Auf 
Initiative der Europa-Union Schleswig-
Holstein hatten sie zu einem Parlamenta-
rischen Abend eingeladen. Gut 160 Gäste 
waren dieser Einladung ins Landeshaus 
gefolgt. Das abwechslungsreiche Programm 
wurde von einem Vortrag des Politikwissen-
schaftlers Dr. Wilhelm Knelangen eröffnet. 
Er sprach von einer „Vertrauenskrise“ der re-
präsentativen Demokratie und betonte die 
Bedeutung politischer Bildungsarbeit: Sie 
könne zwischen Bürgern und Politik vermit-
teln – sie müsse dabei aber auch neue und 
unkonventionelle Wege beschreiten, um an-
dere Zielgruppen zu erreichen. 

  Uwe Döring, Lan-
d e s v o r s i t z e n d e r 
der Europa-Union, 
machte deutlich: 
„Politische Bildung 
ist kein Luxus. Sie 
ist für eine funktio-
nierende Demokratie 
eine Notwendigkeit – 
und die gibt es nicht 
umsonst.“

Mehr 
Europa in 
Norderstedt
  „Mit mehr Europa 
aus der Krise?“ war 
das Motto der Landesversammlung der 
Europa-Union Schleswig-Holstein am 15. 
September in Norderstedt. Am Ende des 
spannenden Vortrags der Journalistin 
Marlies Fischer waren sich die rund 90 
Delegierten und Gäste einig: Das Frage-
zeichen kann durch ein Ausrufezeichen 
ersetzt werden, denn aus der Krise hilft 
nur mehr Europa.

  „Viele Probleme der Zukunft können 
wir nur gemeinsam mit unseren europä-
ischen Partnern lösen“, so der alte und 
neue Landesvorsitzende Uwe Döring. Der 

Schleswig-Holstein

frühere Europaminister mahnte aber auch: 
„Mehr Europa muss auch mehr Demokra-
tie bedeuten.“ Gerade in der Krise würden 
demokratische Verfahren häufig mit dem 
Hinweis auf den enormen Zeitdruck un-
terlaufen. Dies untergrabe das ohnehin 
geringe Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in Europa weiter. 

  Auch das Subsidiaritätsprinzip müsse 
gewährleistet werden, machte Hans-
Joachim Grote (CDU), Oberbürgermeister 
der Stadt Norderstedt, in seinem Gruß-
wort deutlich. Europa könne von Nor-
derstedt als erst 1970 aus vier benach-
barten Gemeinden hervorgegangener 
Stadt lernen: Eine gemeinsame Identität 
müsse von unten wachsen und auf die 
regionalen Besonderheiten und Interes-
sen der Bürgerinnen und Bürger Rück-
sicht nehmen. 

  Gastgeber der Landesversammlung war 
der Ortsverband Norderstedt. „Wir freuen 
uns über diese Anerkennung“, sagte der 
stellv. Vorsitzende Joachim Brunkhorst. 
Der Ortsverein habe mit 77 Mitgliedern 
die „Promillegrenze“ im Verhältnis zur 
Einwohnerzahl bereits überschritten und 
wachse weiter. Das große Engagement der 
Mitglieder und des Vorsitzenden Manfred 
Ritzek sowie spannende Veranstaltungen 
tragen zu dieser Entwicklung bei. 

Verantwortlich: Henrike Menze

Aus den
Landesverbänden

Landtagspräsident Klaus Schlie spricht zu den Gästen des Parlamentarischen Abends.       			 
Bild: Betti Bogya

Engagierte Debatten auf der Landesversammlung in Norderstedt
Bild: EUD Schleswig-Holstein



seine Stellvertreter Bruno Bengel, Mari-
anne Hühn, Hildegard Klär und Dr. Sven 
Simon. Andreas May wurde zum ers-
ten Mal gewählt. Das Team wird durch  
Landesgeschäftsführer Timo Röder, Lan-
desschriftführer Santi Umberti sowie 
neun Beisitzer komplettiert. In großer 
Einmütigkeit verabschiedeten die De-
legierten am Ende der Europa-Tagung 
eine wegweisende Resolution. Sie steht 
unter dem Leitspruch „Mehr Europa – 
weniger Krise“ und soll Maxime für die 
Handlungsweise der Föderalisten in den 
nächsten Jahren sein.

Verantwortlich: Timo Röder

  Schülerinnen 
und Schüler aus 
ganz Hessen 
hatten sich mit 
der Frage des 
d e m o g r a p h i -
schen Wandels 
und des „Euro-
pas von morgen“ 
beschäftigt. Was 
bei ihren Re-
den herauskam, 
übertraf die Er-
wartungen der 
aufmerksamen 
Zuhörer und 
stieß auf große 
Gegenliebe bei 
der Jury. Luca 
Laura Hartmann 
aus Fulda be-
legte den ersten Platz, gefolgt von Nils 
Heller aus Egelsbach und Nils Pieper aus 
Langen, die gemeinsam den zweiten Platz 
errangen. Die Preise für die drei Gewinner 
waren neben großzügigen Geldbeträgen 
eine einjährige kostenlose Mitgliedschaft 
in der Europa-Union Hessen sowie das 
Angebot, Praktika im Europäischen Par-
lament zu absolvieren. Ziel des Wettbe-
werbes sei es, talentierten Nachwuchs an 
traditionsreiche Europa-Organisationen 
heranzuführen, so Mann zu den jungen 
Preisträgern, denen er für ihr überzeu-
gendes Engagement dankte. 

  Für seinen jahrzehntelangen Einsatz 
in der Europa-
Union Hessen 
und für den 
europ ä i s chen 
E in igungspro -
zess wurde der 
Italiener Delio 
Miorandi mit der 
seltenen Ehrung 
„Pro Merito“ aus-
gezeichnet.

  Bei den 
Wahlen wurden 
L andes vor s it-
zender Thomas 
Mann ebenso 
bestätigt wie 
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Hessen

„Mehr Europa – 
weniger Krise“
Europäisches Wochenende in Fulda

  Unter dem Motto „Mehr Europa – we-
niger Krise“ stand am 31. August und  
1. September die 61. Landesversammlung 
der Europa-Union Hessen. Gemeinsam mit 
langjährigen Mitgliedern und zahlreichen 
Gästen aus Politik, Gesellschaft und Kultur, 
darunter der neuen Europa-Staatssekretä-
rin Dr. Zsuzsa Breier, wurde im Hotel Gril-
lenburg in Fulda über eine zukunftsweisen-
de Europapolitik diskutiert. 

  Die Tagung wurde am Freitagnach-
mittag vom Landesvorsitzenden Thomas 
Mann MdEP eröffnet. Er gab einen po-
sitiven Rückblick auf die Aktivitäten der 
letzten zwei Jahre. Als europäische Ver-
einigung habe man sich intensiv damit 
beschäftigt, europäische Strategien und 
Konzepte zu den Bürgerinnen und Bür-
ger zu tragen und die Brücke zwischen 
den fern erscheinenden europäischen 
Institutionen und den Menschen vor Ort 
zu schlagen. „Nie war uns Europa näher!“ 
appellierte Thomas Mann an die Ver-
sammlung, auch weiterhin aktiv für den 
europäischen Gedanken und europäische 
Werte einzutreten.

  EUD-Präsident Rainer Wieland MdEP 
ermutigte in einer leidenschaftlichen 
Rede zur kritischen Auseinandersetzung. 
Nachfragen und Hinterfragen seien aus-
drücklich erlaubt. Die Europa-Union un-
terstütze keine „Europapolitik von oben“, 
sondern verfolge das Ziel eines „Europas 
der Bürgerinnen und Bürger“. Eine der 
größten Herausforderungen bestünde 
darin, jungen Menschen Europa näher 
zu bringen. Umso erfreuter zeigte sich 
Landesvorsitzender Mann anlässlich der 
Siegerehrung des Oberstufen-Redewett-
bewerbs unter der Verantwortung des 
stellvertretenden Landesvorsitzenden 
Dr. Sven Simon. Erstmalig fand diese im 
Rahmen einer Landesversammlung statt, 
als deutliches Signal für den Aufbruch in 
ein junges Europa. 

Aus den
Landesverbänden

Der neue EUD-Landesvorstand in Hessen	 Beide Bilder: EUD Hessen

Die Preisträger des Redewettbewerbs mit EUD-Präsident Rainer Wieland MdEP 
(M.), Landesvorsitzendem Thomas Mann MdEP (l.) und weiteren Vorstands-
mitgliedern 
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war Schauplatz eines Abends zum Thema 
„Griechenland nach der Wahl – einmal 
ganz anders“. Die Tanzgruppe von Stella 
Palla zeigte mit Tänzen aus der Region 
Thrakien die reiche Kultur Griechenlands 
auf. Im Gespräch mit Apostolos Kele-
midis, einem Stuttgarter Unternehmer, 
rückten die Probleme der Menschen in 
Griechenland in den Vordergrund. Der 
Abend klang bei griechischen Spezialitä-
ten und Wein in geselliger Runde aus.

Junge Europäer 

Neuer 
Landesvorstand
  Turnusmäßig standen Neuwahlen 
des Vorstands auf der Landesversamm-
lung an. Jonathan Berggötz (Karlsruhe) 
wurde neuer Landesvorsitzender. Seine 
Stellvertreter wurden Christopher Glück 
(Stuttgart), Sandra Schumacher (Tübin-
gen) und Wiebke Weiger (Konstanz). Lan-
desgeschäftsführerin blieb Isabell Huber 
(Stuttgart). Auch der Schatzmeister ist mit 
Christopher Maier (Heidelberg / Mannheim) 
der alte. Der 2011 eingeführten Posten der 
Landespressesprecherin wird auch 2012 
von Nadine Winter (Stuttgart) besetzt. Die 
Beisitzer-Ämter werden von Celine Rehring 
(Karlsruhe), Ralph Feile (Ostalbkreis), Dinah 
Abd el Aziz (Freiburg) und Matthias Waibl 
(Stuttgart) begleitet.

Verantwortlich: Florian Ziegenbalg

Pforzheim / Enzkreis

Europäische 
Gesellschaften
  Als Dankeschön für ihr Engagement in 
Sachen Europa lud Oberbürgermeister Gert 
Hager die deutsch-europäischen Gesell-
schaften, die Europa-Union sowie weitere 
engagierte Europaakteure zu einem Ge-
spräch mit dem EP-Vizepräsidenten Rainer 
Wieland ein. Dieser betonte, dass die Viel-
zahl an Gesellschaften in Pforzheim eine 
Besonderheit sei und rief die anwesenden 
Europaakteure auf, ihre Geschichten von 
Europa zu erzählen und so als Botschafter 
für ein vereintes Europa zu wirken.

Karlsruhe

Vielfältige Aktivitäten
  Beim Besuch am Hauptsitz des Kulturka-
nals ARTE in Straßburg erfuhr eine Delega-
tion des Kreisverbandes viel Wissenswertes 
über den deutsch-französischen Sender. Es 
wurde deutlich, wie wichtig die Kultur als 
Bindeglied Europas ist.

  Unter dem Titel „Entscheidungsprozesse 
in Europa – wo bleibt der Bürger?“ fand im 
Regierungspräsidium Karlsruhe in Koopera-
tion von Europe Direct und Europa-Union 
eine Podiumsdiskussion mit reger Beteili-
gung des Publikums statt. Referenten wa-
ren Frank Burgdörfer, Dipl.-Ökonom und 
Politikwissenschaftler, Prof. Dr. 
Jan Bergmann, Richter am Ver-
waltungsgerichtshof Mannheim, 
und Sebastian Kärner, studierter 
Mechatroniker und seit kurzem 
Vorsitzender der JEF Karlsruhe. Im 
Mittelpunkt der interessanten und 
sehr gut besuchten Veranstaltung 
stand die Frage nach der Transpa-
renz von Entscheidungen sowie 
der Information und Einbeziehung 
der Bürgerinnen und Bürger. 

Stuttgart

Griechenland
  Der stimmungsvolle Rahmen 
des Stuttgarter Lapidariums 

Baden-Württemberg

Europa nicht nur auf 
Krise reduzieren

Landesversammlung tagte  
in Offenburg

  Die Landesversammlung 2012 in Offen-
burg stand ganz im Zeichen der Staats-
schuldenkrise und eines neuen Aufbruchs 
für Europa. In ihrer Festrede betonte die 
Vorsitzende der Fraktion B90 / Die Grünen 
im Landtag, Edith Sitzman, dass Europa 
nicht nur auf die aktuelle Staatsschul-
denkrise reduziert werden dürfe. Baden-
Württemberg könne sich aufgrund seiner 
starken europapolitischen Rolle und als 
Modellregion für die Energiewende aktiv 
in den Prozess der europäischen Inte-
gration einbringen. Für die Gastgeber-
stadt betonte Oberbürgermeisterin Edith 
Schreiner, dass Offenburg schon aufgrund 
seiner geographischen Lage aufs Engste 
mit der europäischen Einigung verbunden 
sei. Die stellv. Landesvorsitzende Evelyne 
Gebhardt MdEP betonte, dass die Europa-
Union es sich zur Aufgabe gemacht habe, 
über Grenzen hinweg Europa den Men-
schen näher zu bringen. Gerade in Zei-
ten der Schuldenkrise dürften die vielen 
Vorteile der EU, das scheinbar Selbstver-
ständliche, nicht aus dem Blick geraten. 
Ein besonderer Höhepunkt war der Dele-
giertenabend im Burda Media Tower auf 
Einladung der Burda AG. In luftiger Höhe 
und mit Blick auf beide Seiten des Ober-
rheintals betonte Landesvorsitzender Rai-
ner Wieland MdEP, dass ein Weg aus der 
aktuellen Krise nicht der Rückzug ins Na-
tionale sei, sondern ein Mehr an Europa. 
Europaminister Peter Friedrich betonte, 
die aktuelle Krise solle zum Anlass für ei-
nen neuen Integrationsschritt genommen 
werden. Das Ziel sei eine stärkere und vor 
allem mehr parlamentarische EU. Die De-
legierten nahmen auch einen Antrag des 
Landesvorstandes an, der mit Blick auf 60 
Jahre Baden-Württemberg einen selbst-
bewussten Schritt hin zu einem neuen fö-
deralen Europa fordert und das Deutsch-
Italienische Manifest „Für eine föderale 
Europäische Union“ unterstützt. 

Der neue Landesvorstand der Jungen Europäer         
Bild: EUD BaWü
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Gelungene deutsch-
polnische Projekte
  Zu einer gemeinsamen Tages-Studienfahrt 
haben sich die Mitglieder des Kreisverbandes 
Uckermark und der Chojna-Gryfinoer Vereini-
gung für ein Gemeinsames Europa getroffen. 
Das Reiseziel war Boitzenburg. Bei einer von 
Dr. Joachim Benthin organisierten Führung 
durch das Schloss Boitzenburg erfuhren die 

24 Gäste aus Deutschland und Polen sowie 
zwei Austauschschüler aus den USA interes-
sante historische Einzelheiten. Im Anschluss 

stand eine Besichtigung der Schokoladen-
manufaktur an. Der verführerische Duft lud 
zum Probieren ein, nicht nur von Schokolade, 
sondern auch von leckerem Kuchen und ver-
schiedenen Kaffeesorten. Nach einem Mit-
tagessen in der Klosterschänke Boitzenburg 
besuchte die Gruppe die Klostermühle. Hier 
erfuhren die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
viel Wissenswertes über das einmalige Kul-
turgut und technische Baudenkmal.

  Zu einer gemeinsamen Vorstandssitzung 
trafen sich die Vorstände der Chojna-Gryfi-
noer Vereinigung für ein Gemeinsames Eu-

ropa und der Europa-Union 
Uckermark am 1. September 
in Schwedt. Die Vorsitzen-
den Gerard Lemke und Hans-
Jürgen Ziele erinnerten an die 
historische Bedeutung des  
1. September für beide Völker. 
Daniela Müller – Mitarbeiterin 
der Stadtverwaltung Schwedt, 
Fachbereich Stadtentwick-
lung und Bauaufsicht – stell-
te in einem sehr interessan-
ten Vortrag die Entwicklung 
des Stadtinnenbereiches, des 
Touristikzentrum für Wasser-
sport und die Zusammen-
arbeit mit der Stadt Gryfino 
beim Projekt „Bau der Marina 
in Gryfino“ vor. Im Anschluss 

begaben sich die Teilnehmer auf einen Spa-
ziergang am Kanal, um das Projekt selbst in 
Augenschein zu nehmen. Im weiteren Ver-

lauf hielten Gerard Lemke 
und Hans-Jürgen Ziele einen 
Rückblick auf das vergan-
gene Halbjahr und die noch 
ausstehenden gemeinsamen 
Vorhaben bis zum Jahres-
ende. Impressionen von den 
gemeinsamen Unternehmun-
gen wie die Jahreshauptver-
sammlungen in Chojna und 
Schwedt, eine Exkursion nach 
Stettin, ein Mehrtagesaus-
flug in das Hirschberger Tal 
und ein Picknick im „Tal der 
Liebe“ vermittelte Lemke mit 
einer Fotopräsentation. Der 
Entwurf des gemeinsamen 
Arbeitsplanes 2013 wurde 
ebenfalls besprochen. Die 
Stadtverwaltung Schwedt 

stiftete für jede teilnehmende Familie ein 
Erinnerungsgeschenk. Das gesamte Projekt 
„D-PL Begegnung der Partnervorstände mit 
Erfahrungsaustausch“ wird durch Förder-
mittel aus der Europäischen Union, Eurore-
gion Pomerania, unterstützt.
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